
EINWENDUNG – OPPENWEILER

Amt für Umweltschutz des Rems-Murr-Kreises
Alter Postplatz 10
71332 Waiblingen

elektronisch per E-Mail an:
Verfahren-WP-Aspach-Oppenweiler@rems-murr-kreis.de

Einwendung gegen das immissionsschutzrechtliche 
Genehmigungsverfahren „Windpark Aspach–Oppenweiler“
Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit erhebe ich form- und fristgerecht gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG Einwendungen gegen das 
oben genannte Vorhaben zur Errichtung und zum Betrieb von acht Windenergieanlagen auf den 
Gemarkungen Aspach und Oppenweiler.

1. Persönliche und örtliche Betroffenheit
Ich bin Bürger/in der Gemeinde Oppenweiler und damit unmittelbar betroffen.
Meine Betroffenheit ergibt sich insbesondere aus:

 möglichen Risiken für die Trinkwasserversorgung,

 der Verbindung der Gemeinde Oppenweiler mit dem NOW-Verbund und den Aspacher 
Quellen (Verbundanteil ca. ein Drittel),

 meiner Lage im Bereich möglicher Schall- und Schattenimmissionen,

 den erheblichen Eingriffen in das Landschaftsbild des Murrtals,

 der Zerstörung ökologisch wertvoller Waldstrukturen, die für Erholung, Klima und 
Artenvielfalt bedeutend sind.

Die Gefährdung des Trinkwassers stellt für mich ein besonders hohes persönliches Risiko dar.

2. Antrag
Ich beantrage:

1. Die Versagung der Genehmigung nach § 6 Abs. 1 BImSchG.
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2. Hilfsweise die Durchführung einer vollständigen Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) nach § 7 Abs. 2 UVPG.

3. Hilfsweise den Ausschluss aller Standorte in oder nahe Wasserschutzgebieten.

4. Hilfsweise die Offenlegung aller fehlenden Unterlagen (Baugrund, Hydrogeologie, 
Artenschutz).

3. Wesentliche nicht heilbare Genehmigungshindernisse
Die folgenden Punkte machen das Vorhaben rechtlich nicht genehmigungsfähig.
Sie beruhen auf eigenen Unterlagen der Behörden, dem Antragsteller und den Stellungnahmen im 
Verfahren.

3.1 Gefährdung von Wasserschutzgebieten und Trinkwasser (auch für 
Oppenweiler)

 WEA 2, 4 und 7 liegen in fachtechnisch abgegrenzten Wasserschutzgebieten.

 WEA 4 grenzt direkt an Zone II eines kommunalen Wasserschutzgebietes.

 Es bestehen Ausnahmegenehmigungen nach AwSV, da der Antragsteller keine 
vollständigen Rückhaltesysteme für wassergefährdende Stoffe vorsehen kann.

 Für WEA 5 und 6 fehlen Baugrunduntersuchungen vollständig; der Standort sei „nicht 
abschließend geklärt“.

Nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG ist eine Genehmigung zwingend zu versagen, wenn die 
Unterlagen unvollständig sind oder keine ausreichende Beurteilung möglich ist.

Die Gemeinde Oppenweiler bezieht ihr Wasser aus dem NOW-Verbund, der auch Aspacher 
Quellen nutzt. Eine Verunreinigung hätte direkte Auswirkungen auf die Trinkwasserversorgung 
Oppenweilers. Der Wasserverbundanteil regionaler Quellen beträgt ca. ein Drittel.

Damit besteht eine gemeindeweite Gefährdung der Daseinsvorsorge.

3.2 Verstöße gegen § 44 BNatSchG (streng geschützte Arten)

Die artenschutzrechtlichen Gutachten belegen Vorkommen und Nutzung folgender Arten:

 Schwarzstorch (Flugbewegungen und Nahrungshabitate nachgewiesen)

 Rotmilan (regelmäßige Raumnutzung, Abstände < 1500 m)

 Wespenbussard (Brutvorkommen)

 Haselmaus (nachgewiesene Quartiere)

 Kammmolch / Gelbbauchunke (Wanderkorridore betroffen)

§ 44 Abs. 1 BNatSchG verbietet:
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 das Töten,

 die erhebliche Störung,

 die Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten.

Die Risiken werden in den Gutachten bagatellisiert, obwohl das Kollisionsrisiko für Schwarzstorch 
und Rotmilan in der Rechtsprechung als hochsignifikant gilt.

Die Fortpflanzungsstätten der Haselmaus dürfen nicht ersetzt oder verlagert werden; 
Ersatzquartiere sind rechtlich unzulässig.

Ein Verstoß gegen § 44 BNatSchG führt zwingend zur Unzulässigkeit der Genehmigung.

3.3 Fehlerhafte und unvollständige UVP-Prüfung

Eine vollständige Umweltverträglichkeitsprüfung ist zwingend, weil:

 acht WEA im Wald,

 mehr als 3 ha Rodung (tatsächlich > 5 ha),

 Wasserschutzgebiete betroffen,

 mehrere streng geschützte Arten betroffen sind.

Die Behörde führte jedoch nur eine UVP-Vorprüfung durch.
Dies ist ein schwerwiegender Verfahrensfehler nach § 7 Abs. 2 UVPG.

3.4 Lärm-, Infraschall- und Schattenkonflikte

 Für fünf Anlagen ist ein Nachtbetriebsmodus erforderlich, um Grenzwerte einzuhalten.

 Grenzwerte werden zum Teil überschritten.

 Die technische Wirksamkeit der Abschaltungen ist nicht nachgewiesen.

 Oppenweiler liegt in einer Kaltluftabflusslage des Murrtals, was Prognosen regelmäßig 
unterschätzt.

Damit sind schädliche Umwelteinwirkungen nicht ausgeschlossen.

3.5 Massive Waldumwandlung ohne rechtlich tragfähige Begründung

 5,5 ha dauerhafte Rodung,

 zusätzliche temporäre Rodungen,

 Ökopunktedefizit über 1 Mio. Punkte.

Nach § 14 BNatSchG und LWaldG sind derartige Eingriffe nur zulässig, wenn ein überragendes 
öffentliches Interesse vorliegt.
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Aufgrund der massiven Wasser- und Artenschutzkonflikte besteht dieses nicht.

4. Politische Beschleunigungsgesetze ändern die Rechtslage 
hier nicht
Windkraftbeschleunigungsgesetze, die EU-Notfallverordnung und vereinfachte Verfahren greifen 
nur in:

 ausgewiesenen Beschleunigungsgebieten,

 konfliktarmen Räumen,

 Arealen ohne Wasserschutz,

 Gebieten ohne streng geschützte Arten.

Der Standort Aspach–Oppenweiler erfüllt keines dieser Kriterien.

Die EU-Habitat- und Vogelschutzrichtlinie haben Vorrang vor nationalem Energierecht.
Ein politischer Wille kann Artenschutz und Wasserrecht nicht aushebeln.

5. Schlussfolgerung
Da schwerwiegende, nicht heilbare Verstöße bestehen, fordere ich:

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung zwingend zu versagen.

Mit freundlichen Grüßen

[Unterschrift, Datum] 
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